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22.06.2009  14 Kommentare 
Gesetz in Litauen 

Homosexualität in Schulen tabu 
In Litauen wurde ein Gesetz zum Jugendschutz verabschiedet. Kritiker behaupten, 
Homosexuelle würden dadurch diskriminiert.  
VON REINHARD WOLFF 

 
Kein Thema mehr in Litauens Schulen: Homosexualität.    Foto: photocase/ohneski 

STOCKHOLM taz | Die Homophobie in Litauen treibt neue Blüten. In der vergangenen 
Woche verabschiedete das Parlament in Vilnius ein neues Jugendschutzgesetz, das in 
Zukunft die Debatte über ein Thema wie Homosexualität an Schulen und in anderen 
öffentlichen Einrichtungen, die für Kinder und Jugendliche zugänglich sind, verbietet. Das 
Gesetz mit dem Titel "Schutz der Jugend vor schädlichen Folgen öffentlicher Informationen" 
wurde mit einer Mehrheit von 67 der 74 ParlamentarierInnen verabschiedet.  

Die Schilderung von Homosexualität wird darin auf eine Stufe gestellt mit der Darstellung 
"physischer und psychischer Gewalt" und der Vermittlung anderer Informationen, die "Angst 
und Schrecken wecken" oder "zu eigenem Missbrauch oder Selbstmord" führen könnten.  

Mehrere DebattenrednerInnen verteidigten das Gesetz: Das Verbot, Homosexualität zu 
thematisieren, verhindere gleichzeitig eine Diskriminierung. "Es gilt sowohl, was Propaganda 
angeht, aber auch was eine Verurteilung betrifft", betonte die konservative Abgeordnete Vilija 
Aleknaite-Abramikiene.  

Diese vermeintliche Neutralität sei nichts als eine Diskriminierung Homosexueller, meint 
Arturas Rudomanskis von der "Toleranten Jugend Assoziation" (Tolerantisko jaunimo 
asociacija). Er befürchtet weitreichende Auswirkungen des Gesetzes. Da Jugendliche leicht 
Zugang zu Gay-Webseiten finden könnten, werde der Staat womöglich versuchen, diese zu 
sperren.  

Das neue Jugendschutzgesetz sei viel zu unbestimmt, kritisiert Henrikas Mickevicius vom 
Human Rights Monitoring Institute in Vilnius. Weder werde deutlich, was die "familiären 
Werte" seien, welche das Gesetz schützen wolle, noch was in Zukunft zur unzulässigen 
"Propaganda" gegen diese vermeintlichen Werte zählen solle: "Das Gesetz öffnet 
Scheunentore für einen Missbrauch. Es beschränkt die Freiheit der Meinungsäußerung und 
ist ein Verstoß gegen grundlegende Menschenrechte."  

Mickevicius glaubt, dass das Gesetz beim Europäischen Menschenrechtsgerichtshof in 
Straßburg landen werde. Die Homo-Organisation ILGA-Europe hat für Mittwoch in Brüssel zu 
Protesten vor der Vertretung Litauens bei der EU aufgerufen.  

Amnesty International kritisierte das "homophobe Ge setz", das "die Meinungsfreiheit 
verletzt und Schülern die Unterstützung und den Sch utz versagt, den sie benötigen 
könnten ". An den scheidenden Präsidenten Valdas Adamkus app elliert Amnesty, das 
Gesetz nicht zu unterzeichnen. 


